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Währungsunion 
auf unsicherem Boden
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Hans-Eckart Scharrer

m:Iit großer M ehrheit hat der Bundestag dem Maastricht-Abkom m en und den dafür erfor­
derlichen Änderungen des G rundgesetzes zugestim m t, und auch der Bundesrat wird 

das Zustim m ungsgesetz noch vor W eihnachten verabschieden. Bis zum Jahresende werden 
zehn der zwölf EG-Länder den Weg zur Europäischen Union -  und dam it zur W irtschafts- und 
W ährungsunion -  freigem acht haben. Dänem ark und Großbritannien wollen ihre Entschei­
dung erst im kommenden Jahr treffen, und diese Entscheidung ist noch offen. Es ist aber 
nicht allein diese Unsicherheit, die den weiteren Einigungsprozeß belastet. In dem Jahr seit 
Unterzeichnung des Abkommens haben die Zweifel zugenommen, ob die G em einschaft sich 
mit ihrem Vorhaben nicht übernommen hat.

Kern des M aastricht-Abkom m ens ist die W ährungsunion. Die Übertragung der Geldhoheit 
von den nationalen W ährungsbehörden auf eine europäische Zentra lbank ist ein revo lutionä­
rer Schritt, der tie f in die nationalen Souveränitätsrechte e ing re ift: Die nationale W irtschafts­
po litik verliert ein zentrales Steuerungsinstrum ent, mehr noch, die betroffenen Staaten ver­
lieren ein zentra les Symbol ihrer Identität. Das g ilt in besonderem Maße (allerd ings nicht nur) 
für die Bundesrepublik Deutschland, deren Selbstverständnis -  man mag dies werten, wie 
man w ill -e n g  mit der D-Mark verknüpft ist; der W iederverein igungsprozeß („Kom m t die DM, 
bleiben w i r ...“ ), aber auch die D iskussion seit Maastricht haben das dem onstriert. Die Ent­
scheidung für einen so weitgehenden Kom petenztransfer ist dann, und nur dann, zu rechtfer­
tigen, wenn die europäische Union sich parallel dazu auch in anderen signifikanten Integra­
tionsschritten und politischen Verhaltensweisen m anifestiert, wenn an den institu tioneilen 
Vorgaben für die W ährungsunion nicht gerütte lt wird und wenn die Entw icklung zudem öko­
nomisch nicht in die Irre führt. Dies war und ist die G eschäftsgrundlage des M aastricht-Ab- 
k o m m e n s -b e i allen seinen Mängeln und Unvollkom m enheiten. Ist diese G eschäftsgrund­

lage weiterh in gesichert?

Bis zu einer europäischen Union, die diesen Namen verdient, ist es noch ein weiter Weg, 
und Maastricht ist nur eine Etappe auf diesem Weg. Der Zentra lbankrat der Deutschen Bun­
desbank hat schon Anfang dieses Jahres zu Recht kritis iert, daß „d ie M aastrichter Be­
schlüsse ... eine E inigung über die künftige Struktur der angestrebten po litischen Union ... 
noch nicht erkennen“ lassen. Diese Feststellung ist w eiterhin gültig . Deutlicher geworden ist 
nur, daß „S u b s id ia r itä t" -a n  sich ein bewährter V e rfassungsgrundsa tz-von  einigen M itg lied­
staaten als Aufforderung zu einer Rückentw icklung der Gem einschaft zu einem Europa der 
Vaterländer in terpretiert wird, ein krasser W iderspruch zu der geplanten Vergem einschaf­

tung der Geldpolitik.

Merkmal einer europäischen Union ist fre ilich nicht allein eine politische Union mit dem o­
kratischen Institutionen. Eine europäische Union m anifestiert sich in der täglichen Politik in 
Solidarität nach innen und gem einsam em  Handeln nach außen, d. h. in dem Bemühen,
(durchaus legitim e) Interessengegensätze konstruktiv zu lösen. Hier bot die G em einschaft in 
den vergangenen M onaten ein klägliches Bild. Ihre Jugoslaw ien-P olitik  wurde über lange Zeit 
eher von den A llianzen von gestern als von den Realitäten von heute bestim m t, die Bundes­
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republik wurde mit den Lasten der F lüchtlingsström e alle ingelassen, Kohärenz bewies (und 
beweist) die Gem einschaft a llen fa lls im N icht-Handeln. In den GATT-Verhandiungen droht 
Frankreich zur Durchsetzung seiner Agrarinteressen (und aus w ahltaktischen Erwägungen) 
den übrigen M itgliedstaaten unverhohlen mit einem -  im EG-Vertrag nicht vorgesehenen -  
Veto und im Extremfall mit der Rückkehr zu einer Politik des leeren Stuhls. Die öffentliche De­
batte um die W ährungsturbulenzen im EWS und die G eldpolitik der Bundesbank wurde in e in­
zelnen Ländern von M edien und Politikern unter Rückgriff auf alte, längst überholt geglaubte 
Feindbilder geführt. D ies alles paßt nicht zu einer europäischen Union m it einer unw iderruf­
lichen ge ldpolitischen Solidargem einschaft, und es ist nur zu hoffen, daß der Edinburg-G ipfel 
h ier die W ende ein le ite l.

Auch h insichtlich der ökonom ischen Rahm enbedingungen sind die G eschäftsgrundlagen 
für d ie W ährungsunion brüchig geworden. Der Binnenm arkt, der zum 1. Januar 1993 vo llen­
det sein soll, erweist sich bei näherer Betrachtung als Attrappe. Das um fangreiche Rechtset­
zungsprogram m  der Gem einschaft hat zwar zu einer stärkeren Harm onisierung zahlre icher 
nationaler Rechtsvorschriften geführt, die rechtliche Segm entierung der Märkte wurde da­
durch aber keineswegs aufgehoben. Nach w ie vor können M itgliedstaaten Kapitalverkehrs­
beschränkungen aufrechterhalten oder w iedereinführen, wie jüngst praktiziert. Auch die Un­
terbindung von Umwegeinfuhren m it H ilfe des Artikels 115 EWG-Vertrag, ein krasser Verstoß 
gegen den B innenm arkt, wurde im Maastricht-Abkom m en nicht beseitigt, sondern zem en­
tiert. Die G renzkontrollen für Personen und W aren bleiben vorerst bestehen oder werden -  
für Waren -  ins Inland verlagert. Der Übergang zu einem gem einschaftsadäquaten System 
der M ehrwertbesteuerung nach dem Ursprungslandprinzip wurde vertagt. Von einem ta t­
sächlichen Binnenm arkt ist die Gem einschaft noch weit entfernt. Was aber soll eine W äh­
rungsunion ohne B innenm arkt?

S tabile W echselkurse im EWS seit Anfang 1987 und zunehm ende ökonom ische Konver­
genz waren eine weitere ökonom ische Rahmenbedingung und Geschäftsgrundlage für den 
Prozeß zur W ährungsunion. Die W ährungsturbulenzen in den letzten W ochen erzwangen 
nicht nur kräftige Abwertungen der Peseta und des Escudo; sie führten auch zum Ausschei­
den des Pfund Sterling und der Lira aus dem W echselkursmechanismus auf unbestim m te 
Zeit. Das Z insgefälle zwischen den Teilnehm erländern am W echselkursm echanism us hat 
sich w ieder vergrößert; es reflektiert d ie w ieder gestiegenen W echselkurs-Änderungsrisiken 
im EWS. Ursache der W ährungsturbulenzen waren die anhaltenden (wenn auch in den letz­
ten Jahren abnehm enden) Unterschiede in der w irtschaftlichen „Perform ance“ der M itg lied­
staaten und insbesondere in der Preis- und Lohnentw icklung. Sie m achen eine W ährungs­
union in „großer Runde“ zu einem unkalkulierbaren Risiko. Interessanterweise drängten bis­
h e r-a b g e s e h e n  von Großbritannien -  gerade d iejenigen Länder in die W ährungsunion, de­
nen die M ärkte nun m angelnde Q ualifikation bescheinigt haben, während sich der Enthusias­
mus (zum indest der Bürger) in Frankreich, Deutschland und den Niederlanden eher in G ren­
zen hält.

Durch das Maastricht-Abkom m en geklärt schien die Unabhängigkeit des künftigen Euro­
päischen Systems der Zentralbanken. Diese Unabhängigkeit ist fü r die Bundesrepublik eine 
G eschäftsgrundlage der W ährungsunion schlechthin. Auch sie hat im vergangenen Jahr 
Risse bekom m en: mit der offenen Negierung der Bestim m ungen des Abkommens durch den 
französischen Präsidenten, aber auch mit m assiven Einm ischungen der Regierungen in die 
G eldpo litik  anläßlich der Ratstagung in Bath sow ie der Verhandlungen über die Lira-Abwer­
tung. H ier muß in den nächsten M onaten durch W ort und Tat deutlich gem acht werden, daß 
alle Regierungen gew illt sind, d ie  Unabhängigkeit der G eldpolitik zu respektieren.

Insgesam t ist der po litische und ökonom ische Boden für die W ährungsunion in den M ona­
ten seit M aastricht eher dünner geworden. Es gilt also zum einen, ihn nicht zu stark zu be la­
sten -  eine zu Beginn „k le ine“ W ährungsunion im Kreis der Kernländer Ist dafür das Rezept 
und zum ändern, ihn zu stärken. H ierfür hat der G ipfel von Edinburg mit der Sonderregelung 
für Dänemark, der E inigung über die F inanzierung der Gem einschaft bis 1999, dem grünen 
Licht fü r die Beitrittsverhandlungen und der Änderung der S itzverte ilung im Europäischen 
Pariam ent erm utigende Signale gegeben. Diesen Signalen müssen nun weitere Handlungen 
folgen.
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